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 Begründung:        Stadt Prenzlau 
 
 
Einwendung gegen die beabsichtigte Höhe der Kreisumlage 
 
Die Erhebung der Kreisumlage findet ihre Rechtsgrundlage in § 65 Abs. 1 LKrO i. V. m.  § 
22 des GFG 2004. Nach § 65 Abs. 1 LKrO ist der Landkreis berechtigt und verpflichtet, eine 
Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben, wenn die sonstigen Einnahmen 
den für die Aufgabenerfüllung notwendigen Finanzbedarf nicht decken. 
 
Im Entwurf des Haushaltes 2004 wurde eine Kreisumlage von absolut 39.822.100 € 
eingestellt. Der Prozentsatz der Kreisumlage liegt bei 46,75 %. Dieser Kreisumlage wurden 
Umlagegrundlagen in Höhe von 85.181.095 € (Gesetz zur Änderung des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes 2004) zugrunde gelegt. Gegenüber dem Vorjahr hat sich 
somit die Kreisumlage um 3,01 % erhöht.  
 
Diese Erhöhung der Kreisumlage resultiert aus den geänderten Regelungen im Kita-Gesetz, 
die ab 01.01.2004 wirksam sind. Nach dem KitaÄndG ist der Landkreis ab 01.01.2004 
Leistungsverpflichteter und die Berechnungsgrundlage für die Zuweisungen an die 
Gemeinden wurde geändert. Bis 31.12.2003 wurde eine Kopfpauschale an die Gemeinden 
gezahlt auf der Grundlage der Ist-Kosten 1999. Den Gemeinden wurden auf diesem Wege 
jährlich 7.161.700 € zur Verfügung gestellt. Ab 01.01.2004 hat der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe dem Träger der Kindertagesstätte einen Zuschuss pro belegten 
Platz von mindestens 84 vom Hundert der Kosten des notwendigen pädagogischen 
Personals der Einrichtung zu gewähren. Für den Landkreis Uckermark als Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe bedeutet diese Änderung einschließlich der Zuständigkeit für die 
Tagespflege eine Mehrbelastung von 2.561.600 €. 
 
Folgende Berechnung wurde dem zugrunde gelegt: 
 
Bemessungsgrundlage: Mitarbeiter der Vergütungsgruppe Vc BAT-O /  

Grundvergütungssätze Stufe 7 
(35 Jahre , verheiratet, 1 Kind) 
 

Rechtsgrundlage: Urteil des VG Potsdam vom 16.10.2001 Az.: 7 K 5685/97 und 
Beschluss des OVG für das Land Brandenburg vom 
21.11.2002, Az.: 4 A 18/02.Z 

 
 

Durchschnittsbetrag Personalkosten je Stelle: 38.894 € 

84 % der Personalkosten je Stelle: 32.671 € 

Personalbemessung (Sollstellen Stand 31.12.2002): 491 

Voraussichtliche Personalkosten (84 % bei 491 Stellen): 16.041.461 € 
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Folgende Finanzierung ergibt sich somit für 2004 gegenüber 2003 
 

 2003 2004 

Einnahmen   

Zuweisung vom Land  6.605.400 € 

Ausgaben   

Zuweisung an die Träger von Einrichtungen 7.161.700 € 16.041.500 € 

Zuweisung an die Gemeinden für Tagespflege  287.200 € 

Zuschuss durch Landkreis 7.161.700 € 9.723.300 € 

Differenz (Mehrbelastung) gegenüber 2003  2.561.600 € 

 
Da die Gemeinden durch die Änderungen im Kita-Gesetz entlastet werden und der Land-
kreis belastet wird, muss die Kreisumlage um genau diesen Betrag angehoben werden. 
Dabei wurde gleichzeitig berücksichtigt, dass durch die Änderung des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes die Gemeinden nachträglich mehr Schlüsselzuweisung erhalten. Der daraus 
resultierende so genannte Mitnahmeeffekt bei der Kreisumlage wurde auf der Grundlage 
des alten Umlagesatzes von 43,74 % ermittelt. 
 
Folgende Berechnungen liegen dem zugrunde: 
 

 
GFG 
2004 

Änderung GFG 
2004 

Differenz 

Umlagegrundlagen 84.306.761 € 85.181.095 € 874.334 € 

Kreisumlage bei 43,74 % 36.875.777 € 37.258.210 € 382.433 € 
(Mitnahmeeffekt) 

Absolute Erhöhung der Kreisum-
lage durch Kita 

2.561.600 € 2.561.600 €  

Gesamtbetrag Kreisumlage 39.437.377 € 39.819.810 € 382.433 € 

Kreisumlage in v. H. 46,78 46,75  

 
Den absoluten Betrag von 39.819.810 € ins Verhältnis gesetzt zu den Umlagegrundlagen 
von 85.181.095 € ergibt eine Kreisumlage von 46,747 %. Da der Hebesatz nur mit zwei 
Stellen hinter dem Komma Berechnungsgrundlage ist, ergibt sich nach den allgemeinen 
Rundungsregeln eine Kreisumlage von 46,75 %.  
 
Nicht Berücksichtigung bei der Kreisumlage fand die Mehrbelastung durch zusätzliches Per-
sonal für die Aufgabe Kita im Jugendamt. Insgesamt entstehen dem Landkreis dadurch zu-
sätzliche Kosten von ca. 65.000 €. 
 
Die Einwendungen der Stadt Prenzlau sind deshalb zurückzuweisen. 
    














